
Protokollerklärungen der Länder  
zum Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

Protokollerklärung aller Länder 

1. Die Länder weisen darauf hin, dass finanziell 
leistungsfähige Menschen mit Behinderungen ei-
nen ermäßigten Beitrag in Höhe von einem Drit-
tel des Rundfunkbeitrags zu entrichten haben, so-
fern sie nicht einen Befreiungsgrund geltend ma-
chen können. Damit soll die Finanzierung 
barrierefreier Angebote erleichtert werden. Die 
Länder erwarten, dass ARD, ZDF und Deutsch-
landradio hierzu ihren Dialog mit den betroffenen 
Verbänden mit dem Ziel intensivieren, ihr dies-
bezügliches Angebot auszuweiten, und hierüber 
regelmäßig berichten. In diesem Zusammenhang 
erwarten die Länder auch, dass die privaten Ver-
anstalter von bundesweit verbreitetem Rundfunk 
ihr barrierefreies Angebot verbessern. 

2. Die finanziellen Auswirkungen des Modellwech-
sels bei der Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks werden mit dem 19. KEF-
Bericht festgestellt. Unmittelbar anschließend 
werden die Länder auf dieser Grundlage eine 
Evaluierung durchführen. Die Evaluierung soll 
unter Mitwirkung einer unabhängigen Stelle, die 
durch öffentliche Ausschreibung ermittelt wird, 
erfolgen. Die Evaluierung umfasst insbesondere 
die Entwicklung der Erträge aus dem Rundfunk-
beitrag, die jeweiligen Anteile der privaten Haus-
halte, der Privatwirtschaft und der öffentlichen 
Hand am Gesamtertrag. Dabei werden auch die 
Notwendigkeit und Ausgewogenheit der Anknüp-
fungstatbestände, darunter die Beitragspflicht für 
Kraftfahrzeuge, geprüft. 

3. Auf der Basis des 19. KEF-Berichts und der ak-
tualisierten Zahlen soll auch die Frage der Wer-
bung und des Sponsorings im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk entschieden werden. Dabei 
soll auch die Frage einer stufenweise weiteren 
Reduzierung behandelt werden. Gleichzeitig 
nehmen die Länder in Aussicht, die Auswirkun-
gen der in § 16 Abs. 6 Halbsatz 2 des Rundfunk-
staatsvertrages vorgesehenen Beschränkung der 
Sponsoring-Möglichkeiten im öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk zu prüfen. Dabei soll insbesonde-
re geprüft werden, ob eine valente Sportberichter-
stattung auch über bedeutende regionale, nationa-
le und internationale Sportereignisse jenseits des 
Katalogs des § 4 Abs. 2 des Rundfunkstaatsver-
trages, entsprechende Refinanzierungsmöglich-
keiten der betroffenen Sportverbände und die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands bei der Be-
werbung um internationale Sportereignisse nach 
wie vor gewahrt sind. 

4. Die Länder werden ferner überprüfen, inwieweit 
die ARD ihre Zusagen hinsichtlich eines internen 
Leistungsausgleichs umgesetzt hat (insbesondere 
Punkt I. 6. Spstr. 3 der Eckpunkte zur Neuord-
nung der Finanzierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks). 

Protokollerklärung der Freien und Hansestadt 
Hamburg, des Landes Niedersachsen, des  
Freistaates Sachsen und des Landes Sachsen- 
Anhalt 

Die Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Nieder-
sachsen, der Freistaat Sachsen und das Land Sachsen-
Anhalt unterstreichen, dass für die Akzeptanz des neu-
en Finanzierungssystems eine aufkommensneutrale 
Gestaltung entscheidend ist. Etwaige im Zuge der 
Neuordnung der Rundfunkfinanzierung entstehende 
Mehreinnahmen werden daher für eine Reduzierung 
der Belastung von Bürgern und Unternehmen genutzt 
werden. 

Die Systemumstellung auf die Haushalts- und Betriebs-
stättenabgabe entlastet die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten nicht davon, Qualität und Umfang ihrer 
Angebote fortlaufend kritisch zu überprüfen und sich 
dabei im Interesse des Beitragszahlers an einer engen 
Definition des Grundversorgungsauftrags zu orientie-
ren. 

Protokollerklärung des Landes Schleswig-Holstein 

Das Land Schleswig-Holstein erklärt ergänzend zu 
Ziffer 2 der Protokollerklärung aller Länder: „Ziel ist 
es, letztere entweder ganz entfallen zu lassen oder in 
die Beitragsstaffelung nach § 5 zu integrieren, zumal 
die Nicht-Veranlagung nicht privat genutzter Kfz ins-
besondere auch den Verwaltungsaufwand bei der GEZ 
und bei den Betroffenen reduzieren wird.“ 
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